
Alte Forderung nach mehr 
Naturschutz
Bereits früher haben sich die SP und 
die Umweltverbände kritisch zur 
Wiederauffüllung und deren Um­
setzung geäussert. Mehrfach und 
von verschiedener Seite wurde so­
gar der Verzicht auf ein Auffüllen 
der Grube zugunsten des Erhalts 
der Naturwerte verlangt. Die aktu­
elle Planung wurde 2017 öffentlich 
aufgelegt, und die Stadtpartei so­
wie die Sektion Bümpliz/Bethlehem 
haben sich kritisch bis ablehnend 
geäussert. Letztere hat gegen bei­
de Baugesuche (Wiederauffüllung 
und Erschliessungspiste) Einspra­
che erhoben. An der Mitgliederver­
sammlung der Sektion vom 6.9.2017 
wurde einstimmig ein Positionspa­
pier «Rehhag» verabschiedet. Darin 
wird die geplante Auffüllung mit 
Inertstoffen abgelehnt. Kritisiert 
werden u. a. die fehlende Trans­
parenz beim Infrastrukturvertrag 
mit den Eigentümern sowie die 
fehlenden Kontrollen des Deponie­
verkehrs und des einzufüllenden 
Grubenmaterials. Auch der Stadtrat 
hatte sich bereits 2003 negativ zur 
Auffüllung geäussert. Mit der SP-Mo­
tion «Planung Rehhag: Naturschutz 
und Naherholung statt Bauschutt­
deponie!» wurde ein politischer Auf­

trag erheblich erklärt. Der Rat lehnte 
2013 die Abschreibung der Motion 
ab und sprach sich erneut gegen eine 
Bauschuttdeponie und gegen die Ab­
lagerung von Aushubmaterial aus. 

Aktuelle Debatte und Abstimmung
Unterstützt von der Freien Frakti­
on, stellte die SP/JUSO-Fraktion in 
der jüngsten Stadtratsdebatte einen 
Rückweisungsantrag, da der aktuel­
le Bedarf an Deponien in der Region 
nicht genügend nachgewiesen wer­
den konnte und der Erhalt seltener 
Tier- und Pflanzenarten hoch gewich­
tet werden muss. Bedroht sind die sel­
tene Gelbbauchunke und weitere ge­
schützte und bedrohte Amphibienar­
ten, 44 Vogelarten, seltene Tagfalter-, 
Libellen- und Heuschreckenarten 
sowie ein grosses Vorkommen der ge­
schützten Orchidee Sumpf-Stendel­
wurz. Der Antrag wurde abgelehnt. 
Auch zur Abstimmungsbotschaft 
stellte die SP verschiedene klärende 
und ergänzende Anträge. Am Ende 
hat die SP/JUSO-Fraktion die Über­
bauungsordnung und den Zonenplan 
im Interesse der Artenvielfalt und des 
Naturschutzes abgelehnt. Die Dele­
gierten der SP Stadt Bern werden am 
7. Mai über die Abstimmungsparole 
befinden, und am 10. Juni entscheidet 
das Stimmvolk.

Timur Akçasayar, Stadtrat

Westlich von Bümpliz, an der Grenze 
zur Gemeinde Köniz, wurden über 
100 Jahre lang Lehm abgebaut und 
Ziegel hergestellt. Seit 2002 ist der 
Ziegeleibetrieb stillgelegt und die 
Lehmgrube im kantonalen Richtplan 
Abfall, Deponie, Transporte (ADT) 
als Deponiestandort festgelegt. Pa­
rallel dazu hat sich das Gebiet zu 
einem der wichtigsten Naturräume 
der Region Bern entwickelt.

Weshalb die Planung einer 
Bauschuttdeponie?
Die nun von der Stadt Bern vor­
gelegte Planung hat zum Ziel, die 
Wiederauffüllung der Abbaugrube 
mit Aushub und Bauschutt sicher­
zustellen und so die regionalen 
und kantonalen gesetzlichen Vor­
gaben umzusetzen. Für das heutige 
Amphibienlaichgebiet von nationa­
ler Bedeutung sind Ersatz- und 
Sicherungsmassnahmen vorgesehen. 
Nach der Auffüllung in 14 Jahren soll 
ein Naturschutzgebiet entstehen 
und in Teilen für die Öffentlichkeit 
zugänglich gemacht werden. Weiter 
soll die Nutzung auf dem Betriebs­
gelände erhalten bleiben (Industrie/
Gewerbe) und das Quartier mit einer 
temporären Erschliessungsstrasse 
vor dem Deponieverkehr geschützt 
werden. 
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 Naturschutz oder  
 Bauschutt im Rehhag?
Die Planung Rehhag ist kein einfaches Geschäft. Sie besteht aus einer Überbauungsordnung, einem Zonenplan 
und zwei Baugesuchen. Seit Jahren sind verschiedene Gremien und Interessengruppen involviert. 

Der Erhalt 
seltener 
Tier- und 
Pflanzen­
arten 
muss hoch 
gewichtet 
werden.
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NEIN zum neuen Polizeigesetz!
Viele Gründe sprechen für das Referendum gegen die Polizeigesetzrevision 2018. Diese setzt einseitig  
auf repressive Massnahmen und schränkt die Grundrechte der Bürgerinnen und Bürger teilweise massiv ein.

In der Märzsession hat der Grosse 
Rat das Polizeigesetz (PolG) mit 123 
Ja- zu 23 Nein-Stimmen bei 2 Ent­
haltungen verabschiedet. Diverse 
Gruppierungen haben daraufhin 
das Referendum ergriffen. Auch die 
SP Stadt Bern und die SP Kanton 
Bern unterstützt das Referendum. 

Mit der Totalrevision des PolG 
ist eingetroffen, was die SP Stadt 
Bern bereits im Rahmen der Ver­
nehmlassung kritisierte: Die Kom­
petenzen der Polizei wurden in 
vielen Bereichen ausgedehnt, z. B. 
im Zusammenhang mit verdeckten 
Ermittlungen, Wegweisungen, Poli­
zeigewahrsam und Durchsuchun­
gen von Personen. Im Gegenzug 
wurde der Rechtsschutz, etwa in 
Form einer unabhängigen Polizei­
beschwerdestelle, nicht ausgebaut.

Aus Sicht der SP Stadt Bern sind 
insbesondere folgende Punkte des 
PolG höchst problematisch:
  Es gibt Verschärfungen im Be­
reich von Wegweisungen. 
  Neu kann die Polizei verdeckt 
fahnden bzw. vorermitteln und ob­
servieren, ohne dass dazu ein rich­
terlicher Beschluss nötig wäre. 
  Gestützt auf das PolG können 
Kosten von Polizeieinsätzen auf 
die OrganisatorInnen und Teilneh­
merInnen von Kundgebungen und 
Veranstaltungen überwälzt werden. 
  Schliesslich sieht das Gesetz Be­
stimmungen vor, die sich explizit 
gegen Fahrende richten. 

Kostenüberwälzung an 
OrganisatorInnen
Gemäss dem neuen PolG können 
den OrganisatorInnen dann die 
Polizeikosten auferlegt werden, 
wenn der Anlass nicht bewilligt war 
und es zu Ausschreitungen kommt 
oder wenn die VeranstalterInnen 
vorsätzlich oder grobfahrlässig 
gegen die Bewilligungsauflagen 
verstossen haben. InitiantInnen 
von Kundgebungen müssen dann 
mit zusätzlichen Kosten von bis zu 
30 000 Franken rechnen. Das Ge­
setz geht aber noch weiter und sieht 
auch eine Kostenüberwälzung auf 
Teilnehmende von Demonstratio­
nen von bis zu 10 000 Franken vor, 
auch wenn sie weder selber Gewalt 
angewendet noch dazu aufgerufen 
haben. 

Für die SP Stadt Bern ist diese 
massive Beeinträchtigung der Mei­
nungsäusserungs- und Versamm­
lungsfreiheit nicht hinnehmbar. 
Der Kanton Luzern kennt diese 
Bestimmungen bereits heute und 
es zeigt sich, dass sie durchaus das 
Potenzial haben, OrganisatorInnen 
von der Lancierung einer Kundge­
bung abzuhalten – wie das Beispiel 
der 1.-Mai-Feier zeigt. Für Bern als 
Bundesstadt, die häufig Ort natio­
naler Kundgebungen ist, sind diese 
Bestimmungen noch problemati­
scher.

Weitere Verschärfungen
Die Bestimmungen betreffend ver­
deckte Fahndung und Vorermitt­
lung sowie Observation sind aus 

Sicht der SP Stadt Bern ebenfalls 
höchst bedenklich. So kann die 
Polizei z.B. ohne konkreten Tatver­
dacht und über eine Dauer von bis 
zu einem Monat eine Observation 
durchführen – erst danach muss 
sie eine richterliche Genehmigung 
einholen. 

Die Kompeten­
zen der Polizei 
werden in vielen 
Bereichen aus­
gedehnt, ohne 
dass im Gegenzug 
der Rechtsschutz 
verbessert wird.

Auch die Regelungen zu den Weg­
weisungen, insbesondere von Ein­
zelpersonen, lehnt die SP Stadt Bern 
klar ab. Sie bergen die Gefahr der 
Ausgrenzung und Verdrängung von 
Menschen in prekären Lebenslagen. 
Äusserst problematisch ist, dass 
solche Wegweisungen auch münd­
lich angeordnet werden können.

Weiter hat der Grosse Rat eine 
sogenannte «Lex Fahrende» auf­
genommen. Diese sieht vor, dass 
weggewiesen werden kann, wer un­
erlaubt auf privatem oder öffentli­
chem Grund campiert.

Yasemin Cevik, Stadträtin

Für das Zustandekommen des 
Referendums sind 10 000 Un­
terschriften nötig. Die Sammel­
frist hat am 18. April begonnen 
und dauert drei Monate. Dem 
aktuellen «regiolinks» liegt 
deshalb eine vorfrankierte 
Unterschriftenkarte bei. Danke 
für das Ausfüllen und Zurück­
schicken!
Weitere Informationen und zu­
sätzliche Unterschriftenbogen: 
www.polizeigesetz-nein.be



SPITEX – Die Hauspflege im Fokus  
der Medien und der Politik
Die SPITEX-Organisationen und ihre Führung waren in letzter Zeit oft Thema von negativen Medienberichten. 
Nur spärliche Beachtung fand jedoch die wichtige Arbeit der SPITEX-Angestellten. Regiolinks hat spi SPITEX-
Mitarbeiterin Marianne Gafner-Oesch zum Gespräch getroffen.  Interview: Hans-Jörg Rhyn

Gibt es auch eine psychische Belastung?
Ja klar! Belastend sind Bilder von jungen 
Menschen mit schweren, unheilbaren Krank­
heiten. Oder von Menschen in unwürdigen 
Verhältnissen, die an Vernachlässigung 
grenzen. Einmal erlebte ich körperliche Ge­
walt von einem Demenzkranken und war 
über lange Zeit sehr verunsichert.

Wie siehst du persönlich deine Zukunft in 
der Pflege?
In meinem Alter habe ich Erfahrung darin, 
mit Zeitdruck und Stress umzugehen und 
Vorhaltungen wegen Zeitüberschreitung zu 
ertragen. Ich kann mir deshalb vorstellen, 
bis zur Pensionierung in der SPITEX zu ar­
beiten. Dazu brauche ich einfach ab und zu 
eine Physio-Verordnung für den Rücken …

Private, profitorientierte SPITEX-Unter-
nehmungen drängen auf den Gesundheits-
markt und offenbar herrscht die Meinung, 
dass Private die Pflegeleistungen billiger 
erbringen können. Wie wird sich das auf 
dein berufliches Umfeld auswirken?
Man hört nichts Gutes. Vermutlich wird 
noch mehr Zeit- und Lohndruck kommen. 
Qualitätsvergleiche sind für mich schwierig. 
Von Privaten kommen aber Mitarbeiten­
de und Klienten zurück zu uns. Das spricht 
doch eher für die öffentliche SPITEX.

Sind die SPITEX-Mitarbeitenden gut orga-
nisiert? Habt ihr eine Chance, euch soli-
darisch gegen eine Verschlechterung der 
Arbeitsbedingungen zur Wehr zu setzen?
Da bin ich nicht sicher. Seit wir neue Arbeits­
kleider haben, müssen wir diese privat wa­
schen, mit nur kleiner Entschädigung. Eine 
Kollegin, sammelte Unterschriften um der 
GL mitzuteilen, dass wir das nicht möchten. 
Die GL forderte sie auf, dies sofort einzu­
stellen.

Welche Wünsche und Forderungen hättest 
du persönlich in Bezug auf die künftigen 
beruflichen Rahmenbedingungen? 
Drei Wünsche:
1.	Mehr Lohn! Abwechslung haben wir ge­

nug.
2.	Einführung eines reinen Abenddienst-

Teams mit Leuten, die gerne geteilte 
Dienste leisten oder abends arbeiten wol­
len.

3.	Arbeitskleider sollen wieder vom Arbeit­
geber gewaschen werden.

Regiolinks: Marianne, du wohnst in Bern 
und arbeitest als Krankenpflegerin FA/
SRK in einer öffentlichen SPITEX-Organi-
sation in der Region. Wie sieht dein beruf-
licher Alltag aus, was für Leute pflegst du?
Marianne Gafner-Oesch: Vor allem ältere, 
gebrechliche Personen. Ich helfe bei der Kör­
perpflege, beim Aus- und Anziehen, inkl. 
Kompressionsstrümpfe, Schienen, Prothe­
sen. Ich messe Blutdruck, Puls und Gewicht, 
kontrolliere die Einnahme von Medikamen­
ten, mache Spritzen und wechsle Verbände.

Wie befriedigend ist diese Tätigkeit für 
dich? Welche Licht- und Schattenseiten 
hat dein Beruf?
Ich liebe die Arbeit bei der SPITEX von Her­
zen, gehe ich doch fast ständig zu jeman­
dem «auf Besuch». Positiv zu vermerken ist 
die Dankbarkeit der Besuchten und dass die 
Pflegearbeit im fremden Haushalt mir Gele-
genheit gibt, gut auf die Privatsphäre zu 
achten und so dem Patienten mehr Würde zu 
bewahren. Positiv ist auch die Zusammen­
arbeit im Team. Es ist das beste Team, das 
man sich vorstellen kann. Auch das Verhält­
nis zu den Vorgesetzten ist gut.

Negativ? Der Lohn ist tief, die Arbeit an­
strengend und die Arbeitszeiten sind manch­
mal lang. Besonders bei geteilten Diensten, 
die am frühen Morgen beginnen und am spä­
ten Abend enden. Negativ für den Pflegebe­
ruf ist auch die unterschiedliche Wertschät­
zung in der Öffentlichkeit: Was? Füdleputze? 
Zu diesem nicht angenehmen Teilbereich 
unserer Arbeit reichen die Meinungen von 
Abscheu bis Bewunderung. Der Lohn dafür 
entspricht eher der Geringschätzung …

Gegenwärtig sind im Pflegebereich ge-
samtschweizerisch 11 000 Stellen nicht 
besetzt und 20 Prozent der Angestellten 
haben ihren Beruf bereits 5 Jahre nach der 
Ausbildung verlassen. Warum?
Unattraktive Arbeitszeiten, wenig Anerken­
nung, wenig Lohn und Konfrontation mit 
vielen schwierigen Lebenssituationen. Viele 
Pflegende wirken ausgebrannt. Auch ich mer­
ke, dass in kürzerer Zeit mehr gearbeitet und 
häufiger Abenddienst geleistet werden muss.

Wer «aussteigt», hat meist zu spät er­
kannt, dass die Berufsaussichten sehr einge­
schränkt sind. Und eine Lohnerhöhung habe 
ich in all meinen SPITEX-Jahren noch nie er­
halten.

Marianne Gafner-Oesch ist Mitglied des 
vpod, ein grosser YB-Fan und wählt rot-
grün. Wir danken für die Bereitschaft zum 
Gespräch.
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Merci, Stefan!

Stefan Jordi, der Co-Präsident der SP Stadt 
Bern, ist an der Hauptversammlung Ende 
März zurückgetreten. Nach insgesamt drei­
zehn Jahren in der Parteileitung und fünf 
Jahren im Präsidium der SP Stadt Bern wird 
er sich nun vermehrt auf sein Grossratsman­
dat konzentrieren.

Bevor er zum Co-Präsidenten der SP Stadt 
Bern gewählt wurde, war Stefan zunächst als 
Präsident von Pro Velo und engagierter Velo­
politiker in der Parteileitung aktiv. 2013 ha­
ben Stefan und ich dann das Präsidium der 
SP Stadt Bern übernommen.

Im Co-Präsidium hatten wir von Anfang 
an eine gute und vertrauensvolle Zusam­
menarbeit. Wir stützten einander in schwie­
rigen Situationen und konnten die zeitliche 
Belastung, die das Präsidium mit sich bringt, 
gut auf unsere Schultern verteilen.

Inhaltlich bot sich uns ein breites Feld von 
politischen Themen, die die SP in dieser Zeit 
bearbeitete. So entstanden zum Beispiel in 
den Arbeitsgruppen neue Positionspapiere 
zu Kultur, Sport, Sicherheit und Mobilität. 
Stark beschäftigten uns zudem die Wahlen 
2016. Wir haben gemeinsam intensive Ver­
handlungen geführt und schwierige Ent­
scheidungen getroffen.

Stefan hat als Co-Präsident immer wie­
der seinen Blick für das Wesentliche ein­
gebracht. Ausufernde Diskussionen waren 
nicht seine Sache. Viel eher fragte er nach, 
was denn nun der wesentliche Punkt sei, 
so dass das Ziel in den Diskussionen nicht 
aus dem Blick geriet. Mit einer Prise Humor 
schaffte er es, auch angespannte Situatio­
nen aufzulockern. Zudem hatte er ein gutes 
Augenmass für die Tragweite der Probleme, 
die wir in der Partei behandelten. Er wies 

mit gutem Grund ab und zu darauf hin, dass 
es auch noch Dinge gibt, die die Menschen in 
Bern weit mehr bewegen, als das aktuelle je­
weilige Diskussionsthema.

Ich danke Stefan ganz herzlich für seine 
Arbeit, die er mit viel Herzlichkeit, Humor 
und Loyalität für die SP Stadt Bern erbracht 
hat – und insbesondere auch für die unzäh­
ligen Stunden, die er mit mir und ganz vielen 
anderen Genossinnen und Genossen für die 
Partei eingesetzt hat.

Edith Siegenthaler,  
Co-Präsidentin  
SP Stadt Bern

STÄDTISCHE ABSTIMMUNG VOM 10. JUNI

Wahlkampf gegen Behinderten-WCs 
Wenn im Berner Stadtrat sogar die FDP einer 
Vorlage mit dem Reizwort «Reitschule» im 
Namen zustimmt, könnte man ja gemeinhin 
davon ausgehen, dass diese kaum Potenzial 
zur Aufregung birgt. So geschehen vor knapp 
einem Jahr, als der Stadtrat mit 53 zu 7 Stim­
men beschloss, die Grosse Halle der Reit­
schule mit rollstuhlgängigen WC-Anlagen 
und Rauchabzugsanlagen auszurüsten, um 
damit den Vorschriften zur Hindernisfreiheit 
und zum Brandschutz nachzukommen.

Doch weit gefehlt: Ein dauerempörter 
Berufspolitiker aus dem Westen Berns, der 

dank drei Parlamentsmandaten ein beacht­
liches Einkommen vom ansonsten so ver­
hassten Staat («Bananenrepublik») bezieht, 
erkannte das gewaltige Potenzial von Behin­
derten-WCs und Brandschutz-Anlagen so­
fort. Pünktlich auf den Grossratswahlkampf 
hin ergriff er deshalb das Referendum gegen 
die Vorlage und am 10. Juni entscheiden nun 
die Stimmberechtigten über die Sanierung 
der Grossen Halle.

Sein Hauptziel – den Wiedereinzug in den 
Grossen Rat und damit noch mehr Einkom­
men vom Staat – mag er damit zwar erreicht 

haben. Sein Nebenziel – die Reitschule doch 
noch zu einem brandgefährlichen Ort zu ma­
chen, an dem Menschen (mit Behinderungen) 
diskriminiert werden – dürfte an den Wahl­
urnen hingegen chancenlos bleiben. 

Welch ein Glück, in einer Stadt zu leben, in 
der selbst ein SVP-Hardliner keine grösseren 
Sorgen hat als den Kampf gegen Behinderten-
WCs.

Michael Sutter, Stadtrat 


